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Foschisten
im Aufschwung
Linke und Arbeiterbewegung in der Defensive
Als vor einem Jahr Asylsuchende vor dem faschisti-
schen Mob aus Hoyerswerda flüchten mußten, kriti-
sierte die bürgerlich-demokratische Offentlichkeit d ie
"Ineffizienz" ihrer Polizei. Als im September das Ro-
stockerWohnheim in Flammen stand, schien ein Auf-
atmen durchs Land zu gehen: Die Ursache.der Über-
fälle war endlich beseitigt! Die bürgerliche Offentlich-
keit gewöhnt sich an tägliche faschistische Brandstif-
tung, an die Verwüstung jüdischer Friedhöfe, Mord-
versuche und Morde an Immigranten, L,esbery Schwu-
len und Linken. Die letzten beiden Großdemonstratio-
nen in Berlin und Bonn haben gezeigt, daß Hundert'
tausende für die uneingeschränkte Beibehaltung des
Grundrechts auf Asyl eintreten. Aber die Beschrän-
kung auf Eintagsaktionen, zusammen mit der oppor-
tunistischen Nachtrabpolitik v.a. von PDS und
GRÜNEN, machten es'der SPD leicht, diese Hundert-
tausende für ihre nationalistische und rassistische De-
montagepolitik des Asylrechts zu vereinnahmen.

Rassistische Hetze der Demokraten
und Aktionen der Faschisten
Das indirekte und direkte Zusammenspiel zwischen
Parlament und Faschisten ist offensichtlich. Letzterc
nehmen die "offizielle" rassistische Hetze - " Asylanten-

schwemme", "Wirtschaftsflüchtlinge" oder "Uber-

fremdung" - nur zu begierig auf und schreiten mit Ter-
rorbanden zur "Ltxung des Problems". Die angeblich
hilflose Polizei wird erst dann eingesetzt, wenn die
Nazis außer Kontrolle zu geraten drohen. Mit "vor-

übergehenden Festnahmen" reagiert der Staat im Nor-
malfall auf rechte Schläger, während bei Gegen-
aktionen der Linken wie in Hof und Rostock hochge-
rüstete Polizei und BGS aufgefahren werden.

De schwarz-gelbe Regierung verschärft seit dem
letzten Jahr ihre nationalistische und rassistische Kam-
pagne. Die deutsche Bourgeoisie und ihre demokrati-
sclie Politikerkaste vertreten dabei zwar nicht das
"Kopf-ab" -Prcgramm des Nazi-Mobs. Vielmehr trcten
sie für eine gesteuerte Zuwanderung zur Profitmaxi-
mierung des deutschen Kapitals ein - und wenn At-
tacken auf Asylsuchende und Immigranten zu
Milliardeneinbußen auf dem Exportmarkt führen,
geht das diesen Demokraten natürlich zu weit. Aber
sie nutzen die Faschisten-Angriffe, um ihre Lüge vom
"Asylproblem" noch tiefer in "Volkes Seele" zu veran-
kern. Der deutsche Nationalismus kostet nichts, bringt
aber viel ein. Er lenkt ab von den Ursachen für die
Senkung des Lebensstandards, Arbeitslosigkeit, Woh-
nungsnöt und Elend. Die bürgerlichdemokratische
Hetze gegen die Asylsuchenden ist die Begleinnusik



für das Großmachtauftreten nach außen und den
Abbau sozialer und politischer Rechte im Innern
Deutschlands.

Waigel z.B. unterstrich das Zusammenspiel von
bürgerlicher Demokratie und Faschismus in der " Asy-
lantenfrage", als er bei der Regierungskoalition eine
"Rechtsprofilierung" anmahnte. Am gleichen Tag, als
die Faschistenin Rostock mobil machten, beschloßdie
SPDFührungsriege, einer Asylgrundgesetzänderung
nicht mehr im Wege zu stehen. Der SPDlandtags-
fraktionssprecher Degner, der auf die Mitschuld der
Rostocker SPDFührung bei den Pogromen verwiesen
hatte, wurde geschaßt. Rechts von der CDU prcpa-
gierte Lafontaine den Verzicht auf das individuelle
Asylrechtsverfahren. Geeinigt hat sich die SPD-Spitze
jetzt mit den Regierungsparteien mittels der Drittlän-
derregelung auf die de-facteAbrchaffung des Asylrechts.
Mit ihrer "Gropn-Kaalitionspolitik" glaubt die SPD-
Führung, nach rechb abwandernde Wähler wieder in-
tegrieren zu können. Die Faschisten jedoch fühlensich
bestätigt und wittem erst necht Morgenluft.

Aussichten der Faschisten
In Bolschewik 1 (Mai 1992) schrieben wir:

'Der Linken und Arbeiterbewegung muß es gelingery
das braune Pack in die Schranken zu weisen" bevor
sich die Faschisten zu einer Massenbewegung entwik-
kelnkönnen".

Diese Warnung wird durch die aktuelle Entwicklung
dreimal unterstrichen. In Deutrchlanduächst ilb Get'ahr,
ilaf eine organisiate, zentralisierte faxhistirche Massen-
pmtei entstehf. Eine kleinbürgerliche Terrorpartei, zu-
sammengesetzt aus altem und neuem "Mittelstand",

Arbeitslosen und rechten Teilen der Arbeiterklasse,
könnte mit ihrer sozialen Demagogie, die sie schein-
bar in Fundamental-Opposition zu den "etablierten

Parteienn und dem Kapital setzt, massenhaft Zulauf
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erhalten. Die Sympathie von Bevölkerungskreisen z.B.
in Rostock für die faschistischen Angriffe ist alarmie-
rend.

Der Sieg der NSDAP 7933 zeigte das Wesen des Fa-
schismus-Sein Ziel ist die Zerstörung der Arbeiterbe-
wegung sowie die allumfassende Atomisierung der
Bevölkerung inklusive der Unterdrückung jeglicher
bürgerlichdemokratischer Regungen durch eine ter-
roristische Diktatur zur Aufrechterhaltung der Herr-
schaft des Gncßkapitals. Trotz allem verzerrenden
Gerede über das "IV. Reich" - soweit ist die BRD noch
nicht. Allerdings zeigen Rudolstadt und Rostock" daß
sich die nationale Koordination der Faschisten ent-
wickelt: Ende dieses Jahres soll auf Initiative der
"Deutschen Alternativen ein "Mobiles Einsatzkom-
mando Ost" aufuebaut werdery um den Terror u.a. mit
Kräften der nDeutsch Nationalen Partein, der FAP,
NSDAP/AO und "Halleschen Deutschen Jugend"
durchzuführen (taz, 77.70.92). Ihre Terrorziele sind
klar erkennbar: jetzt die Asylsuchenden, dann die Im-
migranten und bald, im organisierteren Maßstab die
Linke und Arbeiterbewegung. Die bisher erfolgten
Verbote durch den bürgerlichen Staat werden daran
nichts ändern. Wie in der Vergangenheit reorganisie-
ren sich die Faschisten schnell - mit Duldung der Be-
hörden!

Verrat der reformistischen
Führungen von SPD, DGB und PDS
Die Nazis versuchen noch nicht, gößere Versamm-
lungen und Demonstrationen der organisierten Lin-
ken und Arbeiterbewegung anzugreifen. Doch die
offenkundige Unerfahrenheit, Ignoranz und Desori-
entierung der Linken - z.B. illusionäre (Verbots-)Ap-
pelle an den Staat - bis hin zur aktiven Sabotagepolitik
seitens der sozialdemokratisch geführten Kräfte dro-
hen, uns in eine Niederlage bei der anstehenden'Kon-
frontation mit den Faschisten zu ftihren.

Die PDS ruft nicht, trotz ihrer normalerweise "immi-

grantenfreundlichen" Propaganda, zu wirklichen Äk-
tionen gegen Faschisten auf. Statt sich aktiu von der
SPD abzugrenzen und in kämpferi*he Wosition zum
Staatsrassismus zu treten, lassen Gysi und Modrow
die Wut Zehntausender PDS-Mitglieder in ohnmäch-
tigen Protest- und Mahnveranstaltungen verpuffen.
So rief auch die PDS, wie der DGB, zur Beteiligung an
der 8. November-Demonstration in Berlin auf, die von
Regierungsseite initiiert wurde, um "das häßliche
Deutschland" international wieder hoffähig zu ma-
chen. Linke konnten sich nicht an diesem Marsch im
Intercsse der demokratischen Rassisten und Nationa-
listen beteiligen, mußten allerdings alles versuchen,
die kaum mehr zu überbietende offizielle Heuchelei
durch Gegenaktionen anzugreifen und eine Verbin-
dung zu den Demonstranten herzustellen. Wenn jetzt
- angesichts der vollauf berechtigten Störmanöver v.a.
seitens der Autonomen - von "roten Faschisten" und
"Demonstrationsterroristen" die Rede ist, beweist das
nur, daß es ansatzweise gelungen ist, den Weizen-
säckern und Co. ihre demokratische Maske herunter-
zureißen.

Die SPD-Führung hat(te) einige Probleme, den pro-
Regierungskurs von Engholm/Klose/lafontaine in
der Asylrechtsfrage durchzusetzen. Doch einzelne
Landesparteitage und der Sonderparteitag bewiesen,
daß es den sogenannten "Linken" in der SPD keines-



wegs prinzipiell um die uneingeschränkte Beibehal-
tung des demokratischen Rechtes auf Asyl ging. Man
einigte sich auf die Aushöhlung des Artikels 16 (u4.
durch Anwendung der C'enfer Konvention) sowie z.B.
ein Einwänderungsgesetz, wobei Klose schonprophe-
tisch ankündigte, daß selbst dieser antidemokratische
SPD-Beschluß nicht 100% durchsetzbar sein wetde.
Proteste wie sie das Banner der Jusos in Rostock aus-
drückten ("Rassismus auf Ratery Sozialdemokraten?")
lassen hoffen, daß nicht alle Sozialdemokraten diese
Entwicklung schlucken werden. Daß daraus wirklich
eine Ausrichtung von Teilen der SPD-Basis auf unab-
hängige Aktionen gegen die Nazis entstehen könnte,
ist heute jedoch nicht absehbar.

Die sozialdemokratisch dominierte DGB-Bürokra-
tie muß etwas vonichtiger als ihre Genossen im Par-
lament vorgehen, denn die einzelnen Gewerkschaften
haben einen hohen Immigrantenanteil. So tritt der
DGBBund esvors tand zw ar fur d ie u neingeschrä nkte
Erhaltung des Art ikels 16 ein (Erklärung vom
07 .10.1992), die of fi zielle Gewerkschafßy ai s jedoch
besteht darin, sich ganz staatstragend hinter den bür-
gerlichen Demokraten und Unternehmern auf ge-
meinsamen Demonstrationen zu verstecken. Die
Gegenmobilisierungen zu Wunsiedel und Rostock
wurden von der DGB-Spitze sabotiert.

Wie vorwärts im Kampf gegen den
aufkommenden Faschismus?
Nur die Arbeiterbewegung mit ihrem Immigranten-
und deutschen Bestandteil hat die soziale Macht, den
Faschismus zu stoppen. Dabei darf sie nicht vor den
Grenzen des kapitalistischen Systems Halt machen.

Die Entwicklung des deutschen Kapitalismus Pro-
duziert tagtäglich neue Kader für den Faschismus,
während sich in der Arbeiterbewegung bislang noch
viel zu wenig rührt. Immerhin haben nach dem An-
schlag in Mölln vielerorts Diskussionen über Selbst-
schutz begonnen. Doch antifaschistische Gewerk-
schafter und Linke sind in Hunderten von verschiede-
nen lokalen Antifa-Bündnissen und Antirassismus-
Gruppen tätig. Notwendig ist die Zusammenführung
der bestehenden Initiativen. Im weitverzweigtery aber
bis heute ungenutzten Netz der Gewerkschaften
könnten die noch verstreuten Kräfte der Arbeiter- und

Immigrantenoqganisationerv Flüchtlings-, Schwulen-
und Lesbengruppen gebündelt werden und so jeden
Bereich des öffentlichen Lebens in den Städten und in
der Provinz gegen Nazi-Überfaile sichern.

Frauen und Männer in den Gewerkschaften müssen
sich gegen die passive Gewerkschaftsbürckratie in
Einheitsfrontbündnissen geuakrchaftIich organisbrter
Selbstoer teidi gungsgruppen zusalruneluichließery deren
Minimalprogramm in Forderungen bes tehen könnte
wie: Farchisten raus aus dem DGB, Icein Demonstrations'
und Redt echt für F as&ist en, aolle st aat üür gerliche Recht e

für lmmigranten, Kmnpf der Demontage desAsylrechts.
Über den DGB muß in den Betrieben für solche

lokalen und regionalen Zusammenschlüsse mobili-
siert werden. Die Praxis der gewerkschaftlichen
Selbs tverteidig ungsgruppen könnte sich anfangs a uf
die Oqganisierung des Schutzes von Immigranten-
wohnhäimen, den Schutz von Demonstrationen und
linken Veranstaltungen bzw. von Minderheiten kon-
zentrieren. Darüberhinaus müßten die faschis tischen
Versammlungs- und Parteilokale aufgesucht werden.
Die weitergehende Aufgabe besteht darirv die Faschi-
sten zentral zupaclccn und zu demorqlisieren. Ziel muß die
Sprengung ihrer zentralen, nationalen Aufmärsche
(wie z.B. alljährlich Wunsiedel) sein. Kommen wir
ihnen nicht heute zuvor, werden sie morgen umso
brutaler zuschlagen und den gefährlich naiven Vertre-
tern der "friedlichen Uberzeugungsarbeit" ihren Dank
mittels Baseballscilägern aussprechen.

Vora ussetzung ieglicher effektiven proletarischen
anti-faschistischen Aktion ist ihre klassenunabhängi-
ge Basis. Es darf zu keinem Schulterschluß mit dem de-
mokratischen Rassismus und Nationalismus kom-
men. Die Ineffektivität der jetzigen Protestdemonstra-
tionen und -aktionen linker, klassenübergreifender
Aktionsbündnisse wird immer klarer angesichts des
Außchwunges, den die Faschisten erleben. Während
die Gruppe Spartakus solche Aktionsbündnisse trotz
ihrer Hälbheilen unterstützt und sich daran beteiligt,
sofern sie den Kampf gegen Nazis nicht sabotierc& ist
immer wieder zu betonen: Es bedarf v.a. der proleta-
rischen Basis des anti-faschistischen Kampfes in Stadt
und Land, des täglichen Einbringens der sozialen
Kraft der lohnabhängigen, um die Nazis zu vernich-
ten 1
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